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IstdieKurschlimmer
alsdieKrankheit?

Nunschalten sichdieÖkonomen indenKampf gegendasCoronavirus ein. Sie
warnenvorMassenarbeitslosigkeit, KonkurswellenundgigantischenKosten,
sofern sichderStillstand langehinziehe.Wirtschaftliche Interessenwerdengegen
Menschenlebenaufgewogen.VonDanielMeierundMarkusStädeli

Wieder eineWoche vorbei, wieder
vier Milliarden verloren. Wäh-
rend kurz nach dem Lockdown
noch der Schockwirkte, beginnt

nun eine neue Phase. Jetzt wird gerechnet.
Ökonomen treten gegen Epidemiologen an.
Siewarnen vor den Folgen des Stillstands und
liefern Zahlenwie diese: VierMilliarden Fran-
ken – so viel geht der Volkswirtschaft pro
Woche verloren. Bis heute, amEnde der zwei-
tenWoche, redenwir also von achtMilliarden.
Würdeman auch noch eineAusgangssperre

verhängenund alle Betriebe schliessen,wären
es gemäss der Denkfabrik Avenir Suisse sogar
über siebenMilliarden proWoche. Damitwäre
das Bruttoinlandprodukt halbiert. Die Debatte
läuft in vielen Ländern an. JacobWallenberg,
schwedischer Industrieller und ABB-Verwal-
tungsrat, warnte dieser Tage vor einer Arbeits-
losigkeit von 30 Prozent, falls die Wirtschaft
abgewürgt werde: «Es wird soziale Unruhen
geben, eswirdGewalt geben.» Experten sehen
zudem gesellschaftliche Folgen auf uns zu-
kommen: einen Anstieg der häuslichen Ge-
walt, von Suiziden und Depressionen.
Auch wenn es zunächst darum ging, einen

Notstand in den Spitälern abzuwenden,muss
man sich den Fragen stellen: Ist der Preis, den
wir im Kampf gegen das Virus bezahlen, wo-
möglich zu hoch? Ist die Kur teurer als die
Krankheit selbst? Oder grundsätzlich:Wie viel
darf einMenschenleben überhaupt kosten?
Diese Frage ist nicht für alle unergründlich.

Gesundheitsökonomen beantworten sie so
sachlich wie nur möglich – in Geldbeträgen.
Sie sitzen dort, woGesundheit undWirtschaft
zusammenkommen, und rüttelnmit nüchter-
nen Kosten-Nutzen-Überlegungen an Tabus.
Ihr Ziel: mit den beschränktenMitteln im Ge-
sundheitswesen den grösstenWert für die All-
gemeinheit herausholen. Deshalb versuchen
sie, einem Leben einen Preis zu geben.
In der Schweiz gibt es keinen offiziellen

Wert. Aber das Bundesgericht hat 2010 in
einem Urteil zu sehr teuren Medikamenten
festgelegt, ein Betrag bis 100000Franken pro
gerettetes Lebensjahr sei angemessen.

Stefan Felder, Professor für Gesund-
heitsökonomie an der Universität
Basel, erwartet, dass in der Schweiz bis
zu 50000 Menschen an den Folgen

des Coronavirus sterben könnten.Weil davon
auszugehen sei, dass jeder von ihnen im
Schnitt noch drei Jahre gelebt hätte, liessen
sich mit einer perfekten Epidemiekontrolle
150000 Lebensjahre retten, rechnet Felder
vor. Diesem maximalen Nutzen könne man
die Kosten entgegenstellen,mit denen derzeit
gerechnet werde: «Dann kommtman schnell
auf Kosten pro gewonnenes Lebensjahr von
einer halbenMillion Franken undmehr: eine
Grössenordnung höher, als was wir sonst für
Gesundheit auszugeben bereit sind.»
Diese kühle Kalkulationmussman erst ein-

mal verdauen. Felder geht noch weiter. «Nun
werden sehr viele Todesfälle auf das Konto
des Coronavirus gebucht. Doch dieMenschen,

die daran sterben, hätten noch eine Lebens-
erwartung von wenigen Jahren gehabt. Sie
wären vielleicht der nächsten Grippe- oder
Hitzewelle zum Opfer gefallen.» Während
man überall die Solidarität beschwört, weist
Felder ganz sachlich darauf hin, dass in der
Schweiz jedes Jahr 67000Menschen sterben.
Alles dem Ziel unterzuordnen, möglichst

viele Todesfälle durchdasVirus zu vermeiden,
hat ein schlechtesKosten-Nutzen-Verhältnis –
das also ist die reine Lehre der Gesundheits-
ökonomie. Dochwas fängtmandamit an?Wie
senktman die Kosten pro Leben?
Bei der Debatte über den wirtschaftlichen

Schaden wird gerne so getan, als könne man
das richtige Verhältnis an einem Drehregler
einstellen. Etwa so: Alle Pizzerias dürfen
öffnen, dafür nehmen wir 100 zusätzliche
Tote in Kauf. Doch so funktioniert das nicht,
es gibt keine feine Abstufung. Bisher konnten
wir nur wählen zwischen den Optionen: Kol-
laps der Spitäler, ja oder nein? Und: öffent-
liches Leben, ja oder nein?

Die Idee,manhätte dieDinge einfach laufen
lassensollen,umsodieWirtschaft zu schonen,
zerschellt an der politischen und gesellschaft-
lichenRealität ineiner akutenKrise. Sterbende,
die nur notdürftig im Spitalgang versorgt wer-
den – solche Bilder darf es nicht geben. Betrof-
fen wären dann auch Patienten ohne Corona.
Also bestreitet kaum jemand, dass ein Kollaps
der Krankenhäuser verhindert werdenmuss –
fastum jedenPreis.DerRückhalt fürdenLock-
down ist trotz gigantischenKosten breit.

Derzeit treiben Wirtschaftsvertreter
zwei Dinge um. Zunächst die Angst
vor einer Ausgangssperre und der
vollständigen Stilllegung der Wirt-

schaft. Davon ist man nämlich weit entfernt.
Viele denken an das harte Los für die Wirtin
oder den Floristen, die ihren Betrieb einstel-
len mussten. Aber weite Teile von Industrie,
Gewerbe, Bau und Dienstleistungsbranchen
arbeiten – von der Schreinerei bis zur Anwalts-
kanzlei. Die Krippen sind offen. Aus epi-
demiologischer Sicht mag das schlecht sein,
es sind Zugeständnisse an dieWirtschaft.
Und zweitens:Wann kann derWirtschafts-

motorwieder hochgefahrenwerden?Dass der
Stillstand nicht über Monate, bis Impfungen
oder Medikamente verfügbar sind, anhalten
kann, dürfte auch den strengsten Seuchenbe-
kämpfern klar sein. Da das aktuelle Regime bis
am 19. April gilt, stehen nochmindestens drei
Wochen bevor. In den nächsten Tagen rechnet

AlsdieWelle anrollte,
bliebdafür keine Zeit,
abernunkönnteman
dieDebatte führen:Darf
es zuRationierungen in
Spitälernkommen?

manmit der grossenWelle, die Spitäler wer-
den an ihre Grenzen stossen. Falls man das
halbwegs heil übersteht und die Fallzahlen
sinken,wird der Druck auf die Regierung stei-
gen; die Einschränkungen sollen aufgehoben
werden. Vorauseilend beteuerte Daniel Koch
vomBundesamt für Gesundheit dieseWoche:
«Wir werden alles daransetzen, dass wir die
Massnahmen wieder abbauen, sobald es die
Situation nur einigermassen erlaubt.»

Bleibt die Frage,wie die Einschränkun-
gen gelockert werden sollen. Irgend-
wannmussman das Risiko eingehen,
die Schulen zu öffnen, die Läden, die

Restaurants. Zugleichwirdman viele Corona-
Tests machen, um zu erkennen, ob die Zahl
derAnsteckungen erneut in dieHöhe schiesst.
EinigeÖkonomenundUnternehmer haben

jetzt eigene Vorschläge gegen den Lockdown
vorgelegt. Manche davon sind ethisch hoch-
problematisch. Alle zielen darauf ab, dass die
Berufstätigen bald an die Arbeit zurückkehren
können, etwa indem man die Bevölkerung
einer hartenDurchseuchung aussetzt. Andere
wollen zunächst die unter 40-Jährigen, später
die unter 65-Jährigen zur Normalität zurück-
kehren lassen. Der Wirtschaft würde das hel-
fen, doch dazumüsste der Staat die besonders
gefährdetenAlten lange unterHausarrest stel-
len und zudembewusst in Kauf nehmen, dass
eine unbekannte Zahl von Jungen stirbt.
Als die Welle anrollte und das Schlimmste

verhindert werden musste, blieb keine Zeit,
aber nun könntemandie Debatte führen:Wel-
ches Risikowillman eingehen?Welche Belas-
tungen sind zumutbar? Darf es in Spitälern zu
einer Rationierung kommen? Im stark betrof-
fenen Elsass gilt neu angeblich der Grundsatz,
dass über 80-jährige Corona-Patienten nicht
mehr beatmet werden. Sie erhalten Sterbe-
begleitung und Opiate. Davon scheint die
Schweiz weit entfernt, doch auch hier hat die
Gesellschaft für Intensivmedizin letzteWoche
festgelegt, nachwelchenKriterien eine Triage
ablaufen soll, wenn dieMittel knappwerden.
«Grosse Teile der Wirtschaft lahmzulegen,

ist zwar extrem teuer», sagt Mark Pletscher,
Leiter des Instituts für Gesundheitsökonomie
undGesundheitspolitik der Berner Fachhoch-
schule. Aber damit habe man dem Gesund-
heitswesen etwas Zeit verschafft. Nun werde
man sehen,wie dieMassnahmenwirken. Auf
dieser Grundlage könne die Politik in ein paar
Wochen entscheiden, wie viele Tausend An-
steckungen pro Tag die Schweiz in Kauf neh-
men wolle, sagt Pletscher. «Ich finde es gut,
dass sich jetzt die ganze Gesellschaft der Fra-
ge stellenmuss, wie viel Leben kosten darf.»
Dieses Denken sei in der Medizin bereits

recht verbreitet. Mit jedem Entscheid beein-
flusse einArzt dieGesamtressourcen. «Lässt er
einem Individuum zu viele Ressourcen zu-
kommen, vernichtet er womöglich Lebens-
jahre anderer Menschen», sagt Pletscher. Das
Ziel müsse sein, die Lebensjahre und Lebens-
qualität aller Einwohner zu maximieren. In
dieser Krise ist das leichter gesagt als getan.
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Oben: Die Swiss hat
einen Teil der Flotte
auf einem Militär-
flugplatz abge-
stellt – ein Symbol
für den Stillstand
der Wirtschaft.
(Dübendorf,
21. März 2020)

Unten: Särge stehen
im Krematorium
zur Einäscherung
bereit – sie zeigen
den Schrecken in
Norditalien.
(Piacenza,
23. März 2020)


